
Aktenzeichen:

2. BH...52123.

Verkündet

am l3„ März 1956

I m N a m e n d e s V o l k e 8

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

. c o o . . c o . .

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 2„ Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 13, März

1956 ‘

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Celle

vom 16. Juni 1954 wird aufgehoben„

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landeeeozialgericht

zurückverwiesenc '

Von Rechts wegen°
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G r ü n d e

Der Ehemann der Klägerin hatte am 19. Dezember 1950 im landwirt—

schaftlichen Unternehmen seines Vaters einen Arbeitsunfall erlitten‘

Der Arbeitsunfall hatte eine Verletzung des linken Unterschenkels

zur Folge„ Am 21° Dezember 1950 schickte der behandelnde Arzt

seinen Assistenzarzt Dr„X■XXXKX mit einem Kraftwagen zu dem Ehe—

mann der Klägerin, um ihn zum Röntgen ins Krankenhaus nach Löningen

bringen zu lassen. Auf dem Wege dorthin stürzte der von Droxmäßäxxg

gesteuerte Kraftwagen von einer über die Hase führenden Brücke in

diesen Fluß° Beide Wageninsassen kamen ums Leben°

Durch Bescheid vom 1„ März 1951, welcher der Klägerin "für sich

und ihre_fünf Kinder unter 18 Jahren" erteilt worden ist, hat die

beklagte landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft die Ansprüche auf

Hinterbliebenenrente und Sterbegeld mit der Begründung abgelehnt,

daß der Tod des Ehemannes der Klägerin nicht auf die Unterschenkel—

verletzung infolge des Arbeitsunfalls vom 19° Dezember 1950 zurück—

zuführen9 sondern Folge des Verkehrsunfalls vom 21° Dezember 1950

sei und daß der Ehemann der Klägerin auf der Fahrt nach Löningen

nicht unter Versicherungsschutz gestanden habe„

Die Berufung gegen diesen Bescheid hat das Oberversicherungsamt

Oldenburg am 100 Juli 1951 durch Urteil als unbegründet zurückge—
wiesen°

Gegen dieses Urteil, das am 25. August 1951 abgesandt worden ist,

hat die Klägerin mit dem am 25" September 1951 beim Oberversiche—

rungsamt eingegangenen Schriftsatz vom 24. September 1951 Rekurs

eingelegto Auf Grund eines Hinweises in dem Schreiben des Ober—

versicherungsamts vom 4„ Oktober 1951 hat der Prozeßbevollmäcl—

tigte der Klägerin mit dem am 13„ Oktober 1951 beim Oberversiche—

rungsamt eingegangenen Schriftsatz vom 12„ Oktober 1951 gebeten?

das eingelegte Rechtsmittel als Berufung an das Oberverwaltungs—

gericht in Lüneburg anzusehen° Dieser Schriftsatz ist vom Ober—

versicherungsamt auf Grund der Verfügung vom 26. Oktober 1951

urschriftlich an das Oberverwaltungsgericht weitergeleitet werden;

Dieses hat der beklagten Berufsgenossenschaft eine Abschrift des

Rekursschriftsatzes vom 24„ September 1951 zugestellt„

Nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ist dieÄSache,
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in der bis dahin eine Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts

nicht ergangen war, an das Landessozialgericht Celle übergegangen°

Dieses hat durch Urteil vom 16" Juni 1954 die Berufung gegen das

in der Urteilsu*schrift auf den 10. Juni 1951 datierte Urteil des

Oberversioherungsamts Oldenburg zurückgewiesen„

Die Klägerin hat gegen das Urteil des Landessozialgerichts mit dem

am 17° August 1954 beim Bundessozialgericht eingegangenen Tele—

gramm ihres Prozeßbevollmächtigten Revision eingelegt° Der gleich—

falls am 17„ August 1954 eingegangene Schriftsatz des Prozeßbe—

vollmächtigten vom 16„ August 1954 gibt nur den Wortlaut des Tele—

gramms wieder und enthält die Erklärung, das Urteil des Landes—

sozialgerichts sei am 16„ Juli 1954 zugestellt worden, Am 16° Sep—

tember 1954 ist beim Bundessozialgericht der von dem Unterbe—
vollmächtigten des Prozeßbevollmächtigten, Rechtsanwalt A° ■Xxxxxxxx

in Kassel, unterzeichnete Schriftsatz von demselben Tag eingegan—

gen„ In ihm rügt die Klägerin zur Begründung der Revision eine

Verletzung der @@105, 106 SGG und beantragt, das angefochtene

Urteil aufzuheben und der Klägerin Hinterbliebenenrente und Ster—

begeld zu gewährena

Mit Schriftsatz vom 13„ Januar 1955 (eingegangen am 14. Januar

1?54) ber tragt der Rroze?bcvollr€chtigte d°: Tlö;orin, ihr für
die Versäumung der Revisionsfrist Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand zu gewähren„

Die Beklagte beantragt, der Klägerin nicht Wiedereinsetzung in

den vorigen Stand zu gewähren und die Revision als unzulässig

zu verwerfen„

Das Berufungsgericht hat am Schluß seiner Entscheidung ausgeführt:

Diese Entscheidung ist nach @214 (5) SGGendgültig,

Eine Revision ist nicht zulässig° Sie findet nur
statt, wenn ein wesentlicher Mangel des Verfahrens

gerügt wird oder bei der Beurteilung des ursächlichen

Zusammenhangs des Todes der Verunglückten mit einem

Arbeitsunfall das Gesetz verletzt hat„

Diese Rechtsmittelbelehrung ist in sich widerspruchsvoll und

unzutreffend° Der Rechtsstreit war beim Inkrafttreten des SGG
bei einem allgemeinen Verwaltungsgericht des zweiten Rechtszugs,
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nämlich dem OberVerwaltungsgericht in Lüneburg, rechtshängig und ÜV

ist nach 5 215 Abs. 8 SGG auf das Landessozialgericht Celle über—

gegangen° Wie im Falle des % 215 Abs. 7 SGG, so sind auch bei
Anwendung des 5 215 Abs.'8 SGG die Entscheidungen der Lancessoziale

gerichte nicht etwa in entsprechender Anwendung des @ 214 Abs. 5

SGG endgültig (zu vergl° BSG in SozR„ zu SGG @ 215, Bl. D92 Nr„'9;

BSG 1 S. 284). Die Revision an das Bundessozialgericht ist infolge»)

dessen nicht ausceschlossen°in

Diese Unrichtigkeit der Rechtsmittelbelehrung hat zur Folge, daß

für die Einlegung der Revision die Jahresfrist des @66 Abs. 2 SGG

zur Verfügung stand. Die Revision ist deshalb mit Schriftsatz vom

16. September 1954 form— und fristgerecht eingelegt worden° Eine

Feststellung des Tages der Zustellung des angefochtenen Urteils

und eine Entscheidung über den Wiedereinsetzungsantrag waren nicht

erforderlich.

Die Revision wird damit begründet, daß das Berufungsgericht die

@@105, 106 SGG verletzt habe° Sie rügt also einen wesentlichen

Mangel des Verfahrens (% 162 Abs. 1 Nr. 2 see).

Diesen Mangel erblickt die Revision darin, daß das Berufungsgericht

es unterlassen habe, den Hergang des Verkehrsunfalls auf der Hase—

brücke von Amts wegen zu klären und die Klägerin zu näheren tat—

sächlichen Angaben über diesen Hergang zu veranlassen. Nach Meinung

der Klägerin hätten Beweiserhebungen über den Verkehrsunfall zu

dem Ergebnis geführt, daß der Ehemann der Klägerin die Möglichkeit

gehabt hätte, sich aus dem ins Wasser gestürzten Kraftwagen zu

retten, wenn er nicht durch die Beinverletzung behindert gewesen
wäre.

Auch der Senat ist der Auffassung, daß das Verfahren des Berufungs—

gerichts an einem wesentlichen Mangel leidet°

Das Berufungsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, daß der

Ehemann der Klägerin nach Lage des zu beurteilenden Falles auf der

Fahrt zum Krankenhaus in Löningen nicht unter Versicherungsschutz

gestanden hat. Es hat auch zutreffend ausgeführt, daß der Arbeits—

unfall des Ehemanns der Klägerin vom 19, Dezember 1950 dann mittel_

bar Ursache des tödlichen Ausgangs des Verkehrsunfalls vom 21. De—

zember 1950 gewesen wäre, wenn der Ehemann der Klägerin sich des—

halb nicht aus dem ins Wasser gestürzten Kraftwagen hätte retten

_ 5 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 _

können, weil er durch die Folgen des Arbeitsunfalls behindert war.

Denn die Folgen eines nicht unter Versicherungsschutz stehenden

Unfalls sind als mittelbare Folgen eines früheren Arbeitsunfalls
anzuérkenneh,

wenn die durch den Arbeitsunfall verursachte Beein—

trächtigung des Gesundheitszustandés das Ausmaß der Folgen des
späteren Unfalls rechtlich wesentlich mitverursacht hat (BSG l

39 254)„

Es kam also auch nach Meinung des Berufungsgerichts darauf an, ob

die Behinderung durch die Beinvcrletzung es dem Ehemann der Klä—

gerin unmöglich gemacht hat, sich aus dem Kraftwagen zu retten„

Das Berufungsgericht hätte sich infolgedessen zur Begründung

für die Verneinung dieser Frage nicht auf den Hinweis beschränken

dürfen, daß sich der körperlich unbehinderte Dra XKXXXXXniCht aus

dem Kraftwagen habe befreien können„ Der Umstand, daß es einem

vor dem Unfall körperlich nicht behinderten Insassen nicht mehr

gelungen ist, den verunglückten Kraftwagen zu verlassen, recht—

fertigt für sich allein noch nicht den Schluß, daß der andere

Insasse des Wagens auch dann eine solche Rettungsmöglichkeit nicht

gehabt hätte, wenn er körperlich völlig unbehindert gewesen wäre"

Es ist durchaus denkbar, daß sich DrOEKXXXX deshalb nicht retten

konnte, weil er durch das Steuerrad, durch die Lage des Wagens

im Wasser, durch Beschädigungen des Yagens oder durch sonstige

Umstände, die für den Ehemann der Klägerin nicht zutreffen, in

besonderem Maße behindert ware Das Berufungsgericht hätte deshalb

versuchen müssen, durch Beiziehung der Untersuchungsakten der
_

Polizei und der Staatsanwaltschaft und erforderlichenfalls du1ch

Vernehmung von Zeugen und Saohverständigen zu ermitteln, in

welchem Zustand sich der Kraftwagen unter Wasser befunden hat,

welche Lage er hatte und welche Schlüsse hieraus und aus der Lage

der beiden Leichen hinsichtlich der Rettungsmöglichkeit gezogen
werden können„ Auch könnten Ermittlungen darüber von Bedeutung

sein, ob die beiden tödlich Verunglückten lediglich durch Er—

trinken zu Tode gekommen sind oder bereits vorher mehr oder weniger

schwer verletzt waren„ Endlich enthält das Urteil des Berufungs—

gerichts auch keine Feststellung über die Art der Unterschenkel—

verletzung des Ehemanns der Klägerin und darüber, in welchem Um—

fang er durch diese Verletzung in seiner Bewegungsfähigkéit be—

hindert war°
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Dieser von der Revision mit Recht gerügte Verstoß gegen

die Sachaufklärungspflicht (95 103, 106 SGG) hat zur
Folge, daß das Verfahren des Berufungsgerichts an einem

wesentlichen Mangel leidet° Die Revision der Klägerin

ist infolgedessen zulässig (@162 Abs„ i_Nr„ 2 see)°

Das angefochtene Urteil beruht auch auf diesem Verfahrens—

mangel; denn es besteht die Möglichkeit, daß die vom Be—

rufungsgericht unterlassenen Ermittlungen zu neuen Fest—

stellungen von rechtserheblicher Bedeutung und zu einer

anderen Entscheidung in der Sache selbst geführt hätten

(vgl° BSG in SozR. zu SGG @ 162, Bl‚ De? Nr. 29; BVerwG„ 1

S. 281; Haueisen in NJW. 55 S. 1857, hier S. 1859). Die

Revision ist deshalb begründet (@ 162 Abs. 2 SSG)„

Da eine Entscheidung des Bundessozialgerichts in der Sache

selbst nach Lage des Falles nicht möglich ist, war das

angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde liegenden Fest—

stellungen aufzuheben und die Sache zur
erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

zuverweisen (@ 170 Abs° 2 SGG)°

Bei der erneuten Verhandlung und Entscheidung der Sache

wird das Berufungsgericht auch zu beachten haber,daß sich

der Bescheid der Beklagten vom l° März l95l nicht nur auf

die Ansprüche der in den Vorurteilen allein aufgeführten

Klägerin, sondern auch auf die Ansprüche der Kinder unter

18 Jahren bezieht und daß der Prozeßbevollmächtigte der

Klägerin in der an das Oberversicherungsamt Oldenburg

gerichteten Berufungsschrift vom 290 März 1051 ausdrück—

lich die Erklärung abgegeben hat, die Klägerin handele bei

der Einlegung des Rechtsmittels auch für diese Kinder„

In diesem Zusammenhang wird auch die Bezugsberechtigung

für das Sterbegeld (55 586 Abs° 1 Nr„ 1, 203 RVG) zu
prüfen sein„ '

lm übrigen wird darauf aufmerksam gemacht, daß das Datum

in der Urschrift des Urteils des Oberversicherungsamts
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Oldenburg offenbar auf einem Schreibfehler beruhto

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbehalteno
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